
Satzung der Nürnberg Rams American Sports e.V. 
(Stand 04 / 2024) 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen "Nürnberg Rams American Sports e. V.“.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Nürnberg und ist im Vereinsregister eingetragen.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
(4) Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes e. V. Durch
die Mitgliedschaft von Einzelpersonen zum Verein wird auch die Zugehörigkeit
der Einzelpersonen zum Bayerischen Landes-Sportverband vermittelt.
(5) Der Verein ist Mitglied im American Footballverband Bayern e.V.
(6) Der Verein ist Mitglied im American Footballverband Deutschland e.V.

§ 2 Vereinszweck

(1) Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des Sports.
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im
Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (AO 1977).
Der Verein ist selbstlos tätig; es verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
Mittel des Vereins sowie etwaige Überschüsse werden nur für satzungsgemäße
Zwecke verwendet. Die Mitglieder erhalten keine Anteile am Überschuss
und - in ihrer Eigenschaft als Mitglieder - auch keine sonstigen
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Der Verein darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigen.
Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinen Anspruch auf
das Vereinsvermögen.
Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein unverzüglich
dem Bayerischen Landes-Sportverband e. V., den zuständigen
Fachverbänden sowie dem Finanzamt für Körperschaften an.

§ 3 Vereinstätigkeit

(1) Die Verwirklichung des Vereinszwecks sieht der Verein insbesondere in
- Abhaltung von geordneten Turn-, Sport- und Spielübungen,
- Durchführung von Versammlungen, Vorträgen, Kursen und sportlichen Veranstaltungen
- Ausbildung und Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleitern.
(2) Der Verein ist politisch und konfessionell neutral.

§ 4 Vergütungen für die Vereinstätigkeit

(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.
(2) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen
Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder
gegen Zahlung einer angemessenen Aufwandsentschädigung - auch über
den Höchstsätzen nach § 3 Nr. 26 a EStG - ausgeübt werden.
(3) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Absatz (2) trifft
der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.
(4) Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer angemessenen
Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen.
Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins.
(5) Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der
Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten,
hauptamtlich Beschäftigte anzustellen.
(6) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die
ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören
insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw..
(7) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 14 Tagen
nach seiner Entstehung geltend gemacht werden.
Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und



Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden. 
(8) Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten Grenzen
über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden.
(9) Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die vom Vorstand erlassen und
geändert wird.

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden.
(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Der Aufnahmeantrag
Minderjähriger bedarf der Unterschrift der gesetzlichen
Vertreter.
(3) Wird der Aufnahmeantrag abgelehnt, kann schriftlich Widerspruch eingelegt
werden. Über den Widerspruch entscheidet die Mitgliederversammlung.
(4) Mitglieder haben erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres passives
Wahlrecht. Abweichend besteht für Wahlen zur Vereinsjugendleitung
passives Wahlrecht mit Vollendung des 16. Lebensjahres. Die Bestellung
eines Minderjährigen wird erst mit der Einwilligung der gesetzlichen
Vertreter wirksam.
(5) Mitglieder haben mit der Vollendung des 14. Lebensjahres aktives Wahlrecht.

§ 6 Arbeits- Dienstleistung für den Verein

(1) Jedes Mitglied ist mit Vollendung des 15. Lebensjahres verpflichtet, bei Bedarf des Vereines,
sonstige Leistungen in Form von Arbeits- und Dienstleistungen, mit maximal 4 Arbeitsstunden jährlich,
zu erbringen.
(2) Werden bei Bedarf freiwillig darüber hinausgehende Arbeits- Dienstleistungen eines Mitgliedes
erbracht, so kann die dafür angefallene Arbeitszeit auf ein Plusstundenkonto des Mitglieds verbucht
werden. Für jede Plusstunde, 60 Minuten, erhält das Mitglied eine Anrechnung auf den
Mitgliedsbeitrag des Folgejahres in Höhe von 1/40 (ein vierzigstel) des Mitgliedsbeitrages.
(3) Bei nicht erbrachter Arbeits- Dienstleistung hat das Vereinsmitglied eine Ersatzzahlung in Höhe
von 1/5 (ein fünftel) des Mitgliedsbeitrages am Ende des Kalenderjahres zu zahlen.
(4) Sollte ein Mitglied aufgrund einer Erkrankung oder wegen sonstigen wichtigen Gründen nicht in der
Lage sein, seine Arbeits- Dienstleistung wahr zu nehmen, kann er in Absprache mit dem Vorstand
bzw. dem Koordinator eine Ersatzperson benennen, mit der er z.B. seinen Dienst tauscht.
(5) Mitglieder, die nicht für eine Arbeits- Dienstleistung eingeteilt wurden, müssen keine Ersatzzahlung
leisten!

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.
(2) Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären. Der Austritt
ist unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Schluss eines Geschäftsjahres
zulässig.
(3) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in
erheblicher Weise gegen den Vereinszweck verstößt, in sonstiger Weise sich
grober und wiederholter Verstöße gegen die Vereinssatzung schuldig
gemacht hat oder innerhalb eines Jahres seiner Beitragspflicht trotz
zweimaliger, schriftlicher Mahnung nicht nachgekommen ist. Über den
Ausschluss entscheidet auf Antrag des Vorstandes die Mitgliederversammlung
mit ¾-Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Vor dem
Antrag des Vorstandes an die Mitgliederversammlung ist dem Betroffenen
Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
Der Beschluss des Ausschlusses ist dem Betroffenen durch den Vorstand
mittels eingeschriebenen Briefes oder per Boten bekannt zu geben. Der
Betroffene kann den Beschluss binnen eines Monats gerichtlich anfechten.
Verstreicht die Anfechtungsfrist fruchtlos, so wird der Beschluss wirksam.
Wenn es die Interessen des Vereins gebieten, kann der Vorstand seine
Entscheidung für sofort vollziehbar erklären.
(4) Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz
zweimaliger schriftlicher Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung des
Beitrages im Rückstand ist. Die Streichung kann durch den Vorstand erst
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beschlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, das 
den Hinweis auf die Streichung zu enthalten hat, drei Monate vergangen 
sind. 

§ 8 Beiträge

Jedes Mitglied hat eine Aufnahmegebühr, einen Jahresbeitrag und einen Abteilungsbeitrag zu leisten. 
Diese sind im Voraus am 15. Januar eines jeden Jahres zu entrichten. Die Fälligkeit tritt 
ohne Mahnung ein. Einem Mitglied, das unverschuldet in eine finanzielle Notlage 
geraten ist, kann der Betrag gestundet oder für die Zeit der Notlage ganz oder 
teilweise erlassen werden. Über ein Stundungs- oder Erlassgesuch entscheidet 
der Vorstand. 

§ 9 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand, die Mitgliederversammlung und die Ausschüsse. 

§ 10 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten Sport, dem Vizepräsidenten
Finanzen, dem Vizepräsidenten Presse sowie dem Vizepräsidenten z.b.V.
(Vorstand im Sinne des § 26 BGB). Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch je zwei
Mitglieder des Vorstandes, darunter der Präsident oder der Vizepräsident Sport,  gemeinsam
vertreten.
(2) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Im Innenverhältnis gilt, dass
der Vorstand zum Abschluss von Rechtsgeschäften jeglicher Art mit einem
Geschäftswert von mehr als € 50.000,00 für den Einzelfall bzw. bei
Dauerschuldverhältnissen im Jahresgeschäftswert von mehr als € 50.000,00
der vorherigen Zustimmung durch die Mitgliederversammlung bedarf.
Im übrigen gibt sich der Vorstand eine bindende Finanzordnung.
(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren gewählt. Er bleibt
bis zur satzungsgemäßen Neuwahl des Vorstandes
im Amt. Vorstandsmitglieder können ihr Amt jederzeit niederlegen, sofern
dies nicht zur Unzeit erfolgt.
Wählbar sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.
Verschiedene Vorstandsämter können nicht in einer Person vereinigt werden.
(5) Dem Vorstand obliegt neben der Vertretung des Vereins die Wahrnehmung
der Vereinsgeschäfte nach Maßgabe der Satzung und der Beschlüsse der
Mitgliederversammlung.

§ 11 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung findet einmal im Kalenderjahr statt. Sie ist ferner
einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse gebietet oder ein Fünftel der
Vereinsmitglieder dies schriftlich und unter Angabe der Gründe und des
Zwecks vom Vorstand verlangt.
(2) Die Einberufung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt vier Wochen vor dem Versamm-
lungstermin durch den Vorstand. Mit der schriftlichen Einberufung ist gleichzeitig die Tagesordnung
bekannt zu geben, in der die zur Abstimmung gestellten Anträge ihrem wesentlichen Inhalt nach zu
bezeichnen sind. Das Einladungsschreiben gilt als zugegangen, wenn es an die letzte vom
Vereinsmitglied bekannt gegebene Adresse/E-Mail-Adresse gerichtet ist. Als schriftliche Einladung gilt
auch die elektronische Post per E-Mail.
(3) Anträge zur Mitgliederversammlung müssen spätestens 14 Tage vor Versammlungstermin in der
Geschäftsstelle vorliegen.
(4) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ist jede ordnungsgemäß
einberufene Mitgliederversammlung beschlussfähig.
(5) Vereinsmitglieder die Fristgerecht zum 31.12. des Kalenderjahres, in dem die
Jahreshauptversammlung stattfindet, gekündigt haben, sind weder aktiv noch Passiv wahlberechtigt.
(6) Bei Beschlüssen und Wahlen entscheidet, soweit die Satzung nichts anderes
vorschreibt, die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Zu
einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit
von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Die
Änderung des Vereinszwecks bedarf der Zustimmung von neun Zehnteln der



stimmberechtigten Vereinsmitglieder. 
(7) Die Art der Abstimmung wird durch den Versammlungsleiter festgelegt. Eine schriftliche
Abstimmung hat jedoch zu erfolgen, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder
dies beantragt.
(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift, die
vom Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist, aufzunehmen.

§ 12 Kassenprüfung

(1) Die von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren
gewählten zwei Prüfer überprüfen die Kassengeschäfte des gesamten
Vereines einschließlich der Kassen von Untergliederungen. Den Kassenprüfern
sind sämtliche relevanten Unterlagen und Informationen zur
Verfügung zu stellen. Über das Ergebnis ist jährlich in der
Mitgliederversammlung zu berichten.
(2) Scheidet ein Kassenprüfer während laufender Amtszeit aus, so wird die Kassenprüfung bis zum
Ende der Wahlperiode von dem noch im Amt befindlichen Kassenprüfer durchgeführt.
(3) Sonderprüfungen sind möglich.
(4) Art und Umfang der Kassenprüfung sowie die Veranlassung von
Sonderprüfungen sind in der Finanzordnung geregelt

§ 13 Strafen

(1) Wer schuldhaft gegen die Satzung verstößt, das Ansehen oder das Vermögen des Vereins
schädigt oder zu schädigen versucht, Anordnungen und Beschlüsse der Mitgliederversammlung und
des Vorstandes zuwiderhandelt, kann, nachdem er Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme
erhalten hat, bestraft werden mit:
1. Verwarnung
2. Geldstrafe bis 500,00EUR
3. Ausschluss aus dem Verein (§ 7 Abs.3)
(2) Die Strafen werden vom Vorstand ausgesprochen und sind dem Betroffenen schriftlich mitzuteilen.
(3) Gegen die Strafe kann der Betroffene innerhalb von einem Monat Einspruch erheben. Über den
Einspruch entscheidet die nächstfolgende ordentliche oder außerordentliche Mitgliederversammlung.
Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung.

§ 14 Ehrenmitglied(er) — Ehrenvorsitzende(r)

(1) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Mitglieder und Repräsentanten von
Mitgliedern, in Ausnahmefällen auch andere natürliche Personen, die sich um den Vereinszweck
innerhalb oder außerhalb des Vereins in besonders hohem Maße verdient gemacht haben, zu
Ehrenmitgliedern, langjährige Vorsitzende zu Ehrenvorsitzenden ernennen. Die Ehrung ist durch
Ehrenurkunde und Erinnerungsnadel zu ergänzen.
(2) Des Weiteren können auch Alt- Präsidenten/innen benannt werden. Diese(r) kann bei
Sponsorenveranstaltungen oder repräsentativen Events hinzugezogen werden.
(3) Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende sind von finanziellen Leistungen freizustellen.
(4) Diese Ehrenmitglieder erhalten, auf Lebenszeit, zu allen Heimspielen der Nürnberg Rams freien
Eintritt, dies gilt auch für eine Begleitperson.
(5) Die Ehrenmitgliedschaft endet mit dem Tod, oder durch entsprechende Erklärung gegenüber dem
Verein und Rückgabe der Ehrenurkunde.



§ 15 Datenschutz

Nach Bundesdatenschutzgesetzes neue Fassung (BDSG) werden folgende personenbezogene Daten 
von Vereinsmitgliedern (von Funktionsträgern, Übungsleitern und Wettkampfrichtern,…) digital 
gespeichert: Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mailadresse, Geburtsdatum, Bankverbindung, 
Abteilungszugehörigkeit, Geburtsdatum, Mobiltelefonnummer.  
(1) Die digitale Erfassung der Daten erfolgt unter der Maßgabe, dass die Mitglieder mit der
Beitrittserklärung zustimmen.
(2) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt,
personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden
Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese
Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus dem Verein fort.
(3) Als Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes ist der Verein verpflichtet, im Rahmen der
Bestandsmeldung folgende Daten seiner Mitglieder an den BLSV zu melden: Name, Vorname,
Geburtsdatum, Geschlecht, Sportartenzugehörigkeit. Soweit sich aus dem Betreiben bestimmter
Sportarten im Verein eine Zuordnung zu bestimmten Sportfachverbänden ergibt, werden diesen für
deren Verwaltungs- und Organisationszwecke bzw. zur Durchführung des Wettkampfbetriebes die
erforderlichen Daten betroffener Vereinsmitglieder im folgenden Umfang ebenfalls zur Verfügung
gestellt: Benennung der Daten
(4) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann bei Verlangen der Vorstand gegen die
schriftliche Versicherung, dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken verwendet werden,
Mitgliedern (Funktionsträgern, Übungsleitern, Wettkampfrichtern,…) bei Darlegung eines berechtigten
Interesses Einsicht in das Mitgliederverzeichnis gewähren.
(5) Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb sowie sonstigen satzungsgemäßen Veranstaltungen
veröffentlicht der Verein personenbezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder in seiner
Vereinszeitung sowie auf seiner Homepage und übermittelt Daten und Fotos zur Veröffentlichung an
Print- und Telemedien sowie elektronische Medien. Gemäß Art 21 DSGVO steht den Mitgliedern im
Einzelfall ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung „aufgrund besonderer Situationen zu“. Wird
Widerspruch seitens eines Mitglieds eingelegt, wägt der Verein ab, welches Interesse im Einzelfall
überwiegt.
(6) Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke
hinausgehende Verarbeitung personenbezogener Daten ist dem Verein – abgesehen von einer
ausdrücklichen Einwilligung des Mitglieds – nur erlaubt, sofern der Verein aufgrund einer rechtlichen
Verpflichtung hierzu verpflichtet ist oder sofern die Verarbeitung der Erfüllung eines Vertrages mit der
betroffenen Person oder zur Wahrung berechtigter Interessen des Vereins oder eines Dritten dient,
sofern nicht die Interessen der betroffenen Personen überwiegen. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.
(7) Jedes Mitglied (Funktionsträger, Übungsleiter, Wettkampfrichter,…) hat im Rahmen der rechtlichen
Vorschriften, insbesondere der DSGVO und des BDSG, das Recht auf Auskunft über die zu seiner
Person verarbeiteten Daten, deren etwaige Empfänger und den Zweck der Verarbeitung sowie auf
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruch und Übertragbarkeit seiner
Daten.
(8) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene Daten gelöscht, sobald ihre
Kenntnis nicht mehr erforderlich ist. Daten, die einer gesetzlichen oder satzungsmäßigen
Aufbewahrungspflicht unterliegen, werden für die weitere Verwendung gesperrt und nach Ablauf der
Aufbewahrungspflicht entsprechend Satz 1 gelöscht.
(9) Die vereins- und personenbezogenen Daten werden durch geeignete technische und
organisatorische Maßnahmen vor dem Zugriff Dritter geschützt.
10) Zur Überwachung der Datenschutzbestimmungen kann vom Vorstand (freiwillig) ein 
Datenschutzbeauftragter benannt.
Hinweis: Erst ab 10 Personen, die ständig, also über die Hälfte ihrer Tätigkeit, mit der 
Datenverarbeitung beschäftigt sind, wird die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten verpflichtend. 
Amateursportvereine, die vor allem durch das Ehrenamt getragen werden, benötigen gemäß der 
Darstellung des Bayerischen Wegs im Allgemeinen Ministerialblatt (Nr. 9/ 2018, S. 451) keinen 
Datenschutzbeauftragten.

§ 16 Auflösung des Vereins

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst
werden, soweit diese Mitgliederversammlung eigens zu diesem Zweck
einberufen worden ist und mindestens zwei Drittel der stimmberechtigten
Vereinsmitglieder anwesend sind. Zur Beschlussfassung selbst ist eine
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen notwendig.
Ist die Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig, ist innerhalb von vier
Wochen erneut eine Mitgliederversammlung einzuberufen, die unabhängig



von der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Darauf ist bei 
der Einladung zur erneuten Mitgliederversammlung hinzuweisen. 
(2) Die Liquidation erfolgt durch die zum Zeitpunkt der Auflösung amtierenden
Vorstandsmitglieder.
(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Gemeinde Stadt Nürnberg, die das
Vermögen unmittelbar und ausschließlich zur Förderung und Pflege des Sports
im Sinne dieser Satzung zu verwenden haben.

§17  Kinder und Jugendschutz 

Der Verein, seine Amtsträger und Mitarbeiter bekennen sich zu den Grundsätzen eines 
umfassenden Kinder- und Jugendschutzes und treten für die körperliche und seelische 
Unversehrtheit und Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. 
Der Verein, seine Amtsträger und Mitarbeiter pflegen eine Aufmerksamkeitskultur und 
führen regelmäßig Präventionsmaßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
vor sexualisierter Gewalt im Sport durch.

„Als Träger der freien Jugendhilfe ist der Verein verpflichtet, von den Personen, die 
Kinder oder Jugendliche beaufsichtigen, betreuen, erziehen, ausbilden oder in einer 
vergleichbaren Weise Kontakt haben, ein erweitertes Führungszeugnis einzusehen. 
Diese Daten werden nur dann gespeichert und genutzt, wenn diese Einsichtnahme zu 
einem Ausschluss von der Tätigkeit führt. Die Daten werden drei Monate nach der 
Beendigung der Tätigkeit gelöscht.“ 

„Die Vorstandsbestellung endet mit sofortiger Wirkung, wenn das Vorstandsmitglied im 
direkten Kontakt zu betreuenden Kindern und Jugendlichen steht und aus dem 
erweiterten Führungszeugnis eine Eintragung im Sinne des §72a Abs. 1 SGB VIII 
ersichtlich ist.“ 


